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GEEIGNET FÜRMultilateralismus 

Trotz zahlreicher Krisen ist der Multilateralismus  

seit Jahrzehnten eine wichtige Form internationaler  

Zusammenarbeit, um Interessenskonflikte zwischen Staaten  

friedlich zu lösen. Internationalen Institutionen, allen voran den  

Vereinten Nationen (UN), kommt bei der Umsetzung multilateraler 

Zusammenarbeit eine wichtige Rolle zu. Oftmals geraten sie jedoch zum 

Schauplatz für Konflikte, wenn Staaten zuvor getroffene Absprachen und  

Regeln infrage stellen, wie etwa den internationalen Schutz der Menschen- 

rechte oder das Freihandelsprinzip. Angesichts der jüngsten ›Krise‹ des Multi- 

lateralismus stellt sich die Frage, welche Reformen notwendig sind, damit 

multilaterale Kooperation auch in Zukunft gesichert ist.

Vor der Sitzung des Sicherheitsrats sprachen die Dele-
gationen mit der Direktorin für Angelegenheiten des 
Sicherheitsrats Hasmik Egian. Anschließend verabschie-
dete der Rat am 24. Februar 2018 einstimmig die Reso-
lution 2401 über die sofortige Einstellung der Feind-
seligkeiten, um die medizinische Evakuierung und 
Versorgung in Konfliktgebieten zu ermöglichen und  
den Zugang für humanitäre Hilfe in Syrien zu gewähr-
leisten. Foto: UN Photo/Mark Garten

und Rechtsstaatlichkeit, gleichgesetzt. Die
ses Verständnis eines liberalen Multilate
ralismus führte dazu, dass das Konzept des 
Multilateralismus häufig umstritten ist und 
von einigen Staaten oder gesellschaftlichen 
Akteuren, die sich mit diesen Werten nicht 
identifizieren, abgelehnt wird.

Multilaterale Kooperation ist oft mühsam 
auszuhandeln und mit höheren kurzfris
tigen Kosten für einzelne Staaten verbun
den. Jedoch wird dabei übersehen, dass es 
im Multilateralismus nicht um die Aufgabe 
einzelstaatlicher Interessen geht, sondern 
ein friedlicher Interessensausgleich im Mit
telpunkt stehen sollte. Deshalb sind einzelne 
Vorreiterstaaten wichtig, denn auch wenn  
der langfristige Ertrag der multilateralen 

Zusammenarbeit die beteiligten Staaten 
für ihre Kosten entschädigen sollte, sind 
nicht alle bereit oder in der Lage, diese zu 
tragen. Im 20. Jahrhundert waren die USA 
die treibende Kraft, die den liberalen Mul
tilateralismus und die multilateralen In
stitutionen der globalen Nachkriegsord
nung prägten. Auch die Europäische Union 
(EU) vertritt als außenpolitischer Akteur 

WAS BEDEUTET 
MULTILATERALISMUS?

Multilateralismus bezeichnet ganz allge
mein eine Form zwischenstaatlicher Zu
sammenarbeit zur gemeinsamen Pro
blem lösung. Rein formalistisch betrachtet 
umfasst Multilateralismus die Zusammen
arbeit zwischen drei oder mehr Staaten. Im 
Gegensatz dazu werden Kooperationen und 
Verträge, die allein zwischen zwei Staaten 
geschlossen werden, als Bilateralismus be
zeichnet und einzelstaatliches Vorgehen als  
Unilateralismus. Diese Minimal definition 
von Multilateralismus ist weitgehend un
umstritten, da es hierbei nicht um den In
halt der Kooperation geht, sondern allein 
um die diplomatische Koordination in
ternationaler Politik. Schwieriger wird es, 
wenn es darum geht, Multilateralismus 
qualitativ zu definieren. Multilateralismus 
wird hierbei als regelbasierte Zusammenar
beit verstanden, die durch Prinzipien und 
Normen entscheidend geprägt ist. Nach ei
nem traditionellen Verständnis von inter
nationaler Politik werden diese Prinzipen 
und Normen durch die Staatengemeinschaft 
selbst ausgehandelt und können deshalb 
Veränderungsprozessen unterliegen. In den 
letzten Jahrzehnten wurde Multilateralis
mus oftmals mit liberalen Werten, insbe
sondere dem Schutz der Menschenrechte 
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Multilateralismus

FORMEN ZWISCHENSTAATLICHER  
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proaktiv multilaterale Prinzipien auf globa
ler Ebene. Die nordischen Staaten engagie
ren sich ebenfalls sehr aktiv für multilate
rale Kooperation, oftmals uneigennützig, 
ohne dabei Eigeninteressen zu verfolgen.

Auf regionaler Ebene sind es einzelne 
gleichgesinnte Staaten, die multilaterale 
Kooperation vorantreiben: innerhalb der 
EU vor allem Belgien, Deutschland, Frank
reich, Italien, Luxemburg und die Nieder
landen sowie bei panafrikanischen Ko
operationen insbesondere Nigeria und 
Südafrika, in Süd und Mittelamerika in 
der Vergangenheit häufig Argentinien, Bra
silien und Mexiko und in Asien seit neu
estem China. Aber auch kleinere Staaten 
schließen sich häufig zusammen, um sich 
durch multilaterale Kooperation eine bes
sere internationale Machtposition zu ver
schaffen. Die Konferenz im indischen Ban
dung im Jahr 1955, initiiert unter anderem 
durch Indonesien und Indien, wurde zu ei
nem wichtigen Forum für neugegründe
te Staaten. Infolgedessen formierte sich die 
›Blockfreienbewegung‹, in der sich bis zu 
120 Staaten gegen die alten Kolonialmäch
te und die beiden Großmächte im OstWest
Konflikt zusammenschlossen, um sich ins
besondere in sicherheitspolitischen und 
ökonomischen Fragen auf internationaler 
Ebene Gehör zu verschaffen. Einige dieser 
›blockfreien‹ Staaten gründeten außerdem 
die Gruppe der 77 (G77), die heute 134 Staa
ten des Globalen Südens umfasst und de
ren gemeinsame wirtschafts und entwick
lungspolitischen Interessen innerhalb der 
UN vertritt. Sowohl auf globaler als auch auf 
regionaler Ebene wird deutlich: Auch wenn 
multilaterale Kooperation auf den friedli
chen Interessensausgleich und die gemein
same Problemlösung angelegt ist, geschieht 
dieses Engagement oftmals aus Eigennutz. 
Deshalb kommt es häufig vor, dass einzel
ne Staaten oder Staatengruppen sich einer
seits aktiv für multilaterale Kooperation 

organisatorisch unterstützt. Die Tatsache, 
dass der Völkerbund überwiegend als ge
scheiterte Organisation in die Geschich
te multilateraler Kooperation eingegangen 
ist, überschattet manch wichtige Erfolge 
insbesondere in den Anfangsjahren der Or
ganisation. Die Konflikte zwischen Schwe
den und Finnland über die Åland inseln 
und zwischen Griechenland und Bulgarien 
über die Entschädigung vertriebener Bul
garen wurden beispielsweise durch Ent
scheidungen des Völkerbunds beigelegt. 
Darüber hinaus sorgte der Völkerbund für 
eine Währungsstabilisation und Abwen
dung des Staatsbankrotts in Österreich und 
Ungarn und übernahm vorübergehend die 
Verwaltung der Stadt Danzig und der Saar
Region. Zudem war die Organisation im hu
manitären Bereich aktiv, vor allem bei der 
Flüchtlingshilfe und der Bekämpfung von 
Seuchen und Pandemien. Einige wichti
ge Institutionen des Völkerbunds sind bis 
heute aktiv, darunter die Internationale Ar
beitsorganisation (ILO), der Ständige Inter
nationale Gerichtshof (heute: ICJ) und die 
Gesundheitsorganisation (heute: WHO).

In den Jahren nach 1945 ist schließlich ein 
dichtes Geflecht an globalen und regiona
len Institutionen entstanden. Diese Insti
tutionen fördern multilaterale Kooperation 
auf verschiedene Weise. Auf der einen Sei
te stehen formale internationale Organisa
tionen, die sowohl global handeln als auch 
regional begrenzte Mitgliedschaften bie
ten. Formale Organisationen werden meist 
durch einen offiziellen Vertrag von mindes
tens drei Staaten gegründet. Sie zeichnen 
sich dadurch aus, dass sie sowohl ein dau
erhaftes Sekretariat besitzen als auch ein 
oder mehrere Gremien, in denen die Mit
gliedstaaten in regelmäßigen Abständen 
zusammenkommen und gemeinsame Be
schlüsse tätigen. Die größten internationa
len Organisationen sind in zahlreichen Po
litikfeldern zugleich tätig. Die UN nehmen 
hierbei als globale Organisation mit uni
verseller Mitgliedschaft eine konkurrenz
lose Sonderstellung ein. Andere globale Or
ganisationen fokussieren sich auf einzelne 
Politikbereiche, wie die Weltbank auf den 
Bereich Entwicklung, der Internationale 
Währungsfonds (IMF) auf den Bereich Fi
nanzen und die Welthandelsorganisation 
(WTO) auf den Bereich Freihandel.

Abgesehen von ihrem Mandat und der 
Reichweite ihrer Mitgliedschaft unterschei
den sich formale internationale Organisa
tionen deutlich hinsichtlich ihrer Autorität, 
das heißt ihrer Fähigkeit, für die Mitglied
staaten rechtlich bindende Entscheidungen 

einsetzen, gleichzeitig aber eine stärkere 
regelbasierte Zusammenarbeit verweigern, 
wenn nationale Interessen betroffen sind.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
Multilateralismus eine wichtige Form der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit ist, 
die zur gemeinsamen Problemlösung und 
der Vermittlung bei Interessenskonflikten 
dient. Rein formal bezeichnet Multilate
ralismus die diplomatische und problem
lösungsorientierte Kooperation zwischen 
drei oder mehr Staaten. Daneben wird von 
Befürworterinnen und Befürwortern des 
Multilateralismus die qualitative Bedeu
tung von Multilateralismus als regelbasier
ter Zusammenarbeit betont, wonach sich 
die Staatengemeinschaft selbst bestimmte 
Prinzipien und Normen für diese Koope
ration gibt. In der Vergangenheit hat sich 
oftmals gezeigt, dass multilaterale Koope
ration auf globaler oder regionaler Ebene 
durch einzelne Staaten oder Gruppen von 
gleichgesinnten Staaten angestoßen und 
vorangetrieben wird.

DIE INSTITUTIONALISIERUNG  
DES MULTILATERALISMUS

Multilateralismus kann verschiedene in
stitutionelle Formen annehmen. Vor dem 
20. Jahrhundert fand multilaterale Zusam
menarbeit zumeist im Rahmen von kleine
ren regionalen, funktionalen Zusammen
schlüssen statt, wie zum Beispiel der im 
Jahr 1815 gegründeten Zen tralkommission 
für die Rheinschifffahrt. Mit der Grün
dung des Völkerbunds, der Vorgängeror
ganisation der Vereinten Nationen, wurde 
im Jahr 1920 ein erster Versuch unternom
men, multilaterale Kooperation global zu 
institutionalisieren. Mit Versammlung, 
Rat und Sekretariat in Genf wurde die
se Kooperation institutionell verankert 
und durch einen bürokratischen Apparat 

GRUPPE DER 77 IN DEN VEREINTEN NATIONEN
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zu treffen. Auf globaler Ebene können der
artige Entscheidungen vor allem durch den 
UNSicherheitsrat und den Streitschlich
tungsmechanismus der WTO getroffen wer
den, auf regionaler Ebene nimmt die EU 
hier eine besonders herausragende Rolle 
ein. Die Mehrzahl der Entscheidungen, die 
in internationalen Organisationen getroffen 
werden, ist jedoch rechtlich nicht bindend, 
sondern besteht aus Empfehlungen, die von 
der aktiven Umsetzung durch Mitgliedstaa
ten abhängig sind. Die Entscheidungsbefug
nis der Mitgliedstaaten variiert ebenfalls 
sehr stark je nach Organisation. Während in 
manchen Organisationen die Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten bei allen Entschei
dungen notwendig ist (etwa in der NATO), 
sind in anderen einfache oder qualifizier
te Mehrheitsentscheidungen ausreichend 
(etwa in der UNGeneralversammlung). 
Streitschlichtungsgremien oder internatio
nale Gerichte wiederum treffen Entschei
dungen unabhängig von ihren jeweiligen 
Mitgliedstaaten. 

Parallel zu formalen Organisationen haben 
informelle Institutionen für die zwischen
staatliche Problemlösung an Bedeutung ge
wonnen. Diese ›clubförmigen‹ Institutio
nen sind im Vergleich zu formalen, globalen 
Institutionen weniger inklusiv, auch wenn 
ihre Entscheidungen oftmals Auswirkun
gen für die größere Staatengemeinschaft 
haben. Die Gruppe der Sieben (G7, zeitwei
se mit Russland G8) sowie die Gruppe der 
20 (G20) sind zwei informelle Staatengre
mien, die insbesondere im Bereich globaler 
Finanzentscheidungen eine wichtige Rolle 
spielen. Erst im Juli 2021 einigten sich die 
G7Staaten auf eine globale Mindeststeuer 
für Unternehmen, eine Entscheidung, die 
nur multilateral getroffen und effektiv um
gesetzt werden kann. 

Während der Finanzkrise im Jahr 2008 
wurde dieses Gremium zum wichtigsten 
Forum für wirtschafts und finanzpoliti
sche Entscheidungen. Hierbei wurde auch 
deutlich, dass informelle Institutionen und 
formale Organisationen eng vernetzt sind: 
Die G20 setzten sich für eine Stärkung des 
IMF ein und einigten sich auf eine deutli
che Erhöhung der Kreditkapazitäten, die 
dem Internationalen Währungsfonds mehr 
Handlungsspielraum geben sollte. Des Wei
teren setzten die G20 im Jahr 2010 eine 
Reform des IMF durch, infolge derer die 
finanzielle Unterstützung durch aufstre
bende Staaten während der Finanzkrise 
durch neue Mitgliedschaften und erhöh
te Stimmrechtsanteile anerkannt werden 
sollte. Auch die Entscheidung für eine 
globale Mindeststeuer für Unternehmen 
wurde im Jahr 2021 von den G20Staaten 
angenommen.

Bei beiden Formen der Institutionalisie
rung des Multilateralismus, formell und in
formell, sind Staaten die zentralen Akteure. 
Dies liegt auch daran, dass nur Staaten Ver
träge im Sinne des Völkerrechts abschlie
ßen und damit formale internationale Or
ganisationen gründen können. Gerade mit 
Blick auf Global Governance, also globales 
Regieren, zeigt sich jedoch, dass nicht nur 
Staaten wichtige Akteure für die Institu
tionalisierung des Multilateralismus sind. 
Die Gründung des Internationalen Straf
gerichtshofs (ICC) beispielsweise geht auf 
eine starke zivilgesellschaftliche Bewegung 
zurück, die sich für eine Verrechtlichung 
des internationalen Strafrechts auch gegen 
den Willen mächtiger Staaten einsetzte. Die 

Koalition für den Internationalen Strafge
richtshof (CICC) ist bis heute aktiv und ar
beitet gemeinsam mit dem Gericht daran, 
die Ratifizierung des Römischen Statuts vo
ranzutreiben und die Kooperation der Mit
gliedstaaten im Sinne der Gerichtsurteile 
einzufordern. Außerdem sind im Bereich 
der Klimapolitik nichtstaatliche Organisa
tionen (NGOs) wichtige Treiberinnen, um 
zwischenstaatliche Kooperation voranzu
bringen und stärker zu verrechtlichen. 

Nicht zu unterschätzen ist auch der Ein
fluss von internationalen Bürokratien und 
der Sekretariate von internationalen Or
ganisationen selbst auf die Formen und 
Regelsetzung für multilaterale Koopera
tion. Internationale Bürokratien beeinflus
sen nicht nur die Struktur und den Aufbau 
formaler Organisationen, sondern spie
len eine zentrale Rolle bei der Förderung 
und Überwachung internationaler Nor
men. Der UNGeneralsekretär ist zum Bei
spiel formell gesehen nicht befugt, Ent
scheidungen für die UNMitgliedstaaten 
zu treffen. Trotzdem entstanden wichtige 
multilaterale Initiativen zuweilen durch 
eigenständiges Handeln verschiedener Ge
neralsekretäre. Generalsekretär Boutros 
BoutrosGhali (1992–1996) beispielswei
se war mit seiner ›Agenda für den Frieden‹ 
Initiativgeber für die stärkere institutio
nelle Verankerung von Friedensmissionen 
und friedensbildenden Maßnahmen im 
Aufgabenbereich der UN. Unter Generalse
kretär Kofi Annan (1997–2006) wurde der 
Globale Pakt für nachhaltige Unterneh
mensziele eingerichtet. Diese Beispiele zei
gen, dass Multilateralismus nicht nur von 

Mitglieder Nicht-Mitglieder

Welthandelsorganisation 
(WTO)

Gruppe der Sieben 
(G7)

Gruppe der 20 
(G20)

Netzwerk ›Parlamentarier für globales Handeln‹ 
(PGA)

Die G20 wiederum ist ein informelles
Netzwerk von Staaten, die 90 Prozent des

globalen Bruttonationalprodukts, ...

... 80 Prozent des Welthandels ...

... und zwei Drittel der gesamten
Weltbevölkerung auf sich vereinen.

MITGLIEDSCHAFTEN IN MULTILATERALEN FOREN
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Staaten vorangetrieben wird, sondern dass 
auch andere Akteure innerhalb der UN an 
der Formulierung und Ausgestaltung der 
multilateralen Prinzipien beteiligt sind be
ziehungsweise diese sogar selbstständig 
anstoßen.

Auch außerhalb der UNStrukturen wird 
deutlich, dass das Konzept des Multilate
ralismus als Kooperation allein von Staa
ten an seine Grenzen kommt. Im Bereich 
des Klimaschutzes spielen beispielswei
se sub staatliche Akteure, also unterhalb 
der Regierungsebene, eine wichtige Rolle. 
Im Netzwerk ›C40‹ (Cities Climate Leader
ship Group) haben sich inzwischen beina
he 100 Städte auf allen Kontinenten zusam
mengeschlossen, die zusammen 25 Prozent 
des weltweiten Bruttonationalprodukts auf 
sich vereinen, um durch gemeinsame Po
litiken und dem Teilen von wissenschaft
lichen und praktischen Erkenntnissen die 
Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu be
schränken. Im Bereich der Menschenrechte 
haben sich Abgeordnete aus 136 nationalen 
Parlamenten im Netzwerk ›Parlamenta
rier für globales Handeln‹ (PGA) zusam
mengeschlossen, um sich in Kampagnen 
für Rechtstaatlichkeit, Demokratisierung 
und Menschenrechtsschutz gegenseitig zu  
unterstützen. In der globalen Gesund
heitspolitik schließlich sind philanthropi
sche Organisationen wie etwa die Billund
MelindaGatesStiftung wichtige Akteure 
bei der Förderung von Impfstoffentwick
lung oder der Entwicklung neuer Techni
ken zum Gesundheitsschutz in Ländern 
des Globalen Südens. Dieses Engagement 
erfolgt sehr häufig in Form von Partner
schaften, wie etwa der Impfallianz GAVI. 
Auch wenn noch unklar ist, inwieweit sich 
die bestehenden multilateralen Institutio
nen gegenüber diesen neuen Formen und 

Akteuren öffnen werden, zeigen diese Bei
spiele deutlich, dass ein rein staatenbasier
tes Verständnis von Multilateralismus zu 
kurz gegriffen ist, um der Komplexität der 
regelbasierten Zusammenarbeit im heuti
gen globalen Regieren Rechnung zu tragen.

ERRUNGENSCHAFTEN UND KRISEN

In den letzten Jahrzehnten haben interna
tio nale Organisationen stark an Einfluss ge
wonnen. Zahlreiche Politikfelder wie Han
del, Umwelt, Gesundheit, Menschenrechte, 
Sicherheit und Frieden werden durch Ent
scheidungen im multilateralen Verband 
entscheidend geprägt. Der Einfluss von in
ternationalen Organisationen zeigt sich bei
spielsweise daran, dass immer mehr dieser 
Entscheidungen nicht mehr im Konsens, 
sondern mehrheitlich entschieden oder  
direkt an unabhängige Gremien delegiert 
werden. Diese Zunahme an Autorität führt 
zwar einerseits zu einer größeren durch
schnittlichen Effektivität internationaler 

Organisationen, wird aber von einzelnen 
Staaten und zivilgesellschaftlichen Akteu
ren auch kritisch gesehen: Die einen sehen 
ihre nationalen Inte ressen missachtet, wäh
rend die anderen die mangelnde demokra
tische Legitimierung dieser Institutionen 
beanstanden. Dieser Widerstand gegen die 
Zunahme internationaler Autorität deutet 
darauf hin, dass die Regeln und Institutio
nen des Multilateralismus einem ständigen 
Aushandlungsprozess unterliegen.

In den letzten Jahrzehnten kam es immer 
wieder zu Krisen des Multilateralismus. 
Auch internationale Organisationen sind 
davor nicht gefeit; im Gegenteil: Die Anzahl 
der existierenden internationalen Organi
sationen hat zwar insgesamt zugenommen, 
unterliegt zugleich aber immer wieder star
ken Schwankungen, insbesondere, wenn 
Staaten in Zeiten großer geopolitscher Ver
änderungen – etwa Weltkriege, Ende des 
OstWestKonflikts – ihre multilaterale Ko
operation im Rahmen einer internationa
len Organisation beenden. 

Während viele der heute noch bestehenden 
Institutionen nach dem Zweiten Weltkrieg 
auf Initiative der USA entstanden sind, hat 
sich gezeigt, wie anfällig das institutionel
le Gefüge ist, wenn die Weltmacht USA auf 
der Verfolgung von Eigeninteressen außer
halb dieser Institutionen bestehen oder 
sich sogar vom Multilateralismus zurück
ziehen. Diese Anfälligkeit wurde beispiels
weise bei militärischen Alleingängen in 
Irak und Afghanistan deutlich und gipfel
te in der ›Amerika zuerst‹Strategie der US
Präsidentschaft unter Donald Trump. Mit 
dem Vorwand, nationalstaatliche Souverä
nität zurückgewinnen zu wollen, kündig
te die USRegierung die multilaterale Zu
sammenarbeit in wichtigen Bereichen auf, 
unter anderem durch den Rücktritt ihrer 

Gründungen

Auflösungen

1

19

1900er

8

15

1910er

9

31

1920er

18

9

1930er

19

52

1940er

24

95

1970er

22

82

1960er

19

60

1950er

14

60

1980er

56

80

1990er

25

38

2000er

STÄDTENETZWERK DER ›C40‹-GRUPPE

DIE GRÜNDUNG UND AUFLÖSUNG INTERNATIONALER ORGANISATIONEN



4 MULTILATERALISMUS MULTILATERALISMUS 5

Mitgliedschaft im Klimaübereinkommen 
von Paris, dem Nuklearabkommen mit Iran 
oder in der WHO. Darüber hinaus kürz
te die TrumpRegierung ihre finanziellen 
Beiträge zu internationalen Organisationen 
massiv. Weitreichende Konsequenzen hatte 
die Abkehr der USRegierung vom Multila
teralismus außerdem für den internationa
len Freihandel, einem der Kernstücke frü
herer USAußenpolitik. Das ambivalente 
Verhältnis zwischen multilateralem Enga
gement und nationalstaatlichen Interessen 
der USA ist ein Weckruf, dass Multilate
ralismus kein Automatismus ist, sondern 
auch in Zukunft aktiver Förderung bedarf.

Neben den USA wird der Multilateralismus 
jedoch auch von anderen Staaten immer 
wieder herausgefordert. Ein Blick in die Ge
schichte zeigt, dass insbesondere Austritte 
von einzelnen Staaten aus internationalen 
Organisationen immer wieder vorkommen. 
Bei weitem sind nicht immer nationalisti
sche oder populistische Gründe die Ursache 
hierfür. Das Beispiel ›Brexit‹ zeigt jedoch, 
dass gerade, wenn ein Austritt populistisch 
instrumentalisiert und nationaler Souverä
nität gegenübergestellt wird, das Verlassen 
multilateraler Institutionen immer auch 
eine Herausforderung für den Multilate
ralismus an sich darstellt. Darüber hinaus 
steigt damit die Gefahr, dass weitere Staa
ten mit Austritten folgen, was zumindest 
im Fall der EU bislang erfolgreich vermie
den werden konnte. Zuletzt war besonders 
der Internationale Strafgerichtshof davon 
betroffen, dass mehrere, zumeist afrikani
sche Staaten ankündigten, das Römische 
Statut und damit den ICC zu verlassen. Für 
diese erst seit dem Jahr 2002 bestehende In
stitution stellte diese Welle an Austrittsan
kündigungen eine große Herausforderung 
dar. Letztendlich konnten diplomatische 
Überzeugungsarbeit, institutionelles Ent
gegenkommen und innenpolitische Ent
wicklungen diesen Massenaustritt vermei
den und nur Burundi und die Philippinen 
haben ihre Austritts ankündigung voll
ständig vollzogen. Darüber hinaus haben 
jedoch einflussreiche Staaten wie China, 
Russland und die USA das Römische Statut 
noch immer nicht ratifiziert. Dies zeigt, wie 
umstritten bestimmte multilaterale Prin
zipien, etwa unabhängige internationale 
Strafverfolgung, noch immer sind. 

Multilateralismus kann deshalb nur er
folgreich sein, wenn Staaten aktiv zusam
menarbeiten. Eine institutionelle Schwä
che des Multilateralismus zeigt sich am 
Vetorecht der ständigen Mitglieder im UN 
Sicherheitsrat, also von China, Frankreich, 

Großbritannien, Russland und den USA. 
Nach der Erfahrung mit dem Völkerbund, 
dem die aufstrebende Großmacht USA 
letztendlich nie beigetreten ist, war die
ses Vetorecht ursprünglich ein notwendi
ges Zugeständnis an die Großmächte, um 
deren Mitwirken am UNSystem zu garan
tieren. Ohne dieses wären die UN als globa
le Institution wohl nicht zustande gekom
men. Gleichzeitig blockiert dieses Vetorecht 
heute häufig multilaterales Handeln in 
Konflikten, weil es von den ständigen Mit
gliedern oft für Einzelinteressen genutzt 
wird und die Institution daran hindert, 
in humanitären Krisen effektiv zu han
deln. Eine grundlegende Reform des Veto
rechts ist jedoch zu umstritten, um in na
her Zukunft umgesetzt zu werden. Deshalb 
fordern inzwischen eine Mehrheit aller 
UNMitgliedstaaten, einschließlich der Ve
tomacht Frankreich, mit der Initiative ›Re
sponsibility Not to Veto‹ (RN2V), dass die 
Vetomächte in Situationen von schweren 
Menschenrechtsverletzungen freiwillig auf 
ihr Vetorecht verzichten. 

Wie sehr die Effektivität multilateraler In
stitutionen von der aktiven Kooperation der 
Mitgliedstaaten abhängig ist, zeigt sich da
rüber hinaus bei der Finanzierung multila
teraler Institutionen. Internationale Orga
nisationen finanzieren sich weitgehend über 
die Beitragszahlungen ihrer Mitgliedstaa
ten, deren Höhe entweder vertraglich fest
gelegt oder freiwillig ist. Die meisten Orga
nisationen basieren ihre Finanzierung auf 
einem Mix von festgelegten und freiwilligen 
Beiträgen; bedeutende UNOrganisationen 

wie das UNKinderhilfswerk (UNICEF) oder 
das Hohe Flüchtlingskommissariat der Ver
einten Nationen (UNHCR) wiederum be
streiten ihre Mittel ausschließlich aus frei
willigen Beitragszahlungen. Während die 
festgelegten Beträge über die letzten Jahre 
weitgehend stagnierten, sind immer mehr 
Organisationen darauf angewiesen, ihren 
wachsenden Budgetbedarf über freiwillige 
Beiträge zu decken. Bei der WHO stieg bei
spielsweise der Anteil an freiwilligen Bei
trägen von 50 Prozent im Jahr 2000 auf ak
tuell rund 80 Prozent. Parallel tendieren 
Staaten dazu, ihre freiwilligen Beitragszah
lungen an konkrete Bedingungen zu knüp
fen. Diese sogenannten zweckgebundenen 
Mittel beherrschen inzwischen die Finan
zierungsstruktur zahlreicher internatio
naler Organisationen und sorgen für eine 
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Auswirkungen gerade in den einkom
mensschwachen Ländern und verstärkt 
die globale Ungleichheit in der Gesund
heitsversorgung. Welche Lehren aus die
ser Herausforderung gezogen werden, wird 
die Zukunftsfähigkeit des Multilateralis
mus langfristig bestimmen. Hoffnung gibt 
eine Vielzahl an zivilgesellschaftlichen und 
lokalen Initiativen, die darauf hindeuten, 
dass hier möglicherweise ein neues Rück
grat des Multilateralismus heranwächst.

NEUE REGIONALE UND GLOBALE 
INITIATIVEN: LANG LEBE DER 
MULTILATERALISMUS?

Als Antwort auf den Rückzug der USA und 
den wachsenden Widerstand gegen multi
laterale Institutionen weiterer Regierungen 
wurde von Deutschland und Frankreich 
die ›Allianz für den Multilateralismus‹ ge
gründet. Damit beginnt Deutschland, den 
Rufen nach einem stärkeren internatio
nalen Engagement nachzugeben und wird 
dabei auch durch überwiegende Zustim
mung der Bevölkerung unterstützt. Um
fragen zufolge hat Deutschland in den Au
gen der Bevölkerung einiger Länder die 
USA inzwischen als vertrauenswürdigs
tes Partnerland abgelöst. Trotz bestehen
der strategischer und politischer Differen
zen zwischen Deutschland und Frankreich, 

größere Abhängigkeit von individualstaat
lichen Interessen. Organisationen können 
deshalb ihre Mittel nicht nach Bedarf oder 
Krisensituation verplanen, sondern sind an 
einzelstaatliche Vorgaben gebunden und 
können damit weniger bedarfsorientiert 
agieren. Sollte dieser Trend zu freiwilligen 
und zweckgebundenen Beiträgen weiter
hin anhalten, geraten die Objektivität und 
Wirksamkeit multilateraler Organisationen 
langfristig in Gefahr.

Insbesondere die COVID19Pandemie ver
deutlicht die Abhängigkeit des Multilatera
lismus von der aktiven Kooperation aller 
Staaten. Statt einer koordinierten globalen 
Antwort auf die weltweite Gesundheitskri
se überwiegen unilaterale Reflexe, selbst in 
Ländern wie Deutschland, die sich sonst als 
multilaterale Vorreiterstaaten verstehen. 
An der ungleichen Verteilung von Impfstof
fen und medizinischer Ausrüstung konn
ten multilaterale Initiativen wie COVAX, 
von der GaviImpfallianz, der WHO und 
der ›Koalition für Innovationen in der Epi
demievorbeugung‹ ins Leben gerufen, bis
her nur wenig ändern. Gleichzeitig führten 
die nationalen wirtschaftlichen Rettungs
pakete zu Verzögerungen und Kürzungen 
in den freiwilligen Beitragszahlungen der 
wohlhabenderen Mitgliedstaaten an die 
WHO und andere humanitäre Organisatio
nen. Dies verschärft die gesundheitlichen 

insbesondere hinsichtlich der Fragen, in
wieweit die EU in ihren Kompetenzen ge
stärkt werden soll und welches Auftreten 
gegenüber China und Russland angemes
sen wäre, betont diese Initiative die inhalt
lichen Gemeinsamkeiten der Länder und 
ihr grundsätzliches Bekenntnis zu multi
lateralen Prinzipien. Im Gegensatz zu frü
heren Allianzen, etwa während der Otto
vonBismarckZeit im 19. Jahrhundert, soll 
die Allianz wichtige Prinzipien des Multi
lateralismus, wie das Völkerrecht und die 
regelbasierte internationale Zusammenar
beit, stärken. Dabei handelt es sich um ein 
informelles Netzwerk, keine formelle Orga
nisation. Trotzdem wird immer wieder eine 
Überlappung mit den UN deutlich, denn 
das Netzwerk wurde am Rande der neu
en UNGeneralversammlung im Jahr 2019 
offiziell ins Leben gerufen und die betei
ligten Staaten treffen sich häufig am Ran
de von UNSitzungen, etwa bei der Ta
gung des UNMenschenrechtsrats und der 
UNGeneraldebatte. 

Auch in anderen Weltregionen gibt es Neu
gründungen von Institutionen. Unzufrie
den mit der USAdominierten Weltbank 
und dem Mangel an Reformen in den glo
balen Finanzinstitutionen, initiierte bei
spielsweise die Regierung Chinas die Asiati
sche Infrastruktur Investitionsbank (AIIB). 
Daran wird deutlich, dass die ökonomische 
Machtverschiebung und die Rolle von auf
strebenden Mächten wie China inzwischen 
auch institutionelle Auswirkungen für die 
Gestaltung des Multilateralismus haben. 
Die Frage, welche Länder dieser Institu tion 
beitreten würden, entzweite zunächst die 
westlichen Staaten. Während einige euro
päische Staaten, darunter Großbritan nien, 
Frankreich und Italien, gemeinsam mit 
Australien und Kanada der Bank beitraten, 
warnten die USA eingehend vor einem Bei
tritt zu dieser von China geführten Institu
tion. Trotz des Widerstands der USRegie
rung ist auch Deutschland der Organisation 
inzwischen beigetreten. Es bleibt jedoch of
fen, inwieweit diese neue Institution auch 
zu einer Veränderung der multilateralen 
Prinzipien im Bereich der globalen Finanz 
und Entwicklungspolitik führen wird. Die 
Weltbank hat nach Jahren der Kritik um
fassende Sozial und Umweltstandards ent
wickelt, die durch zivilgesellschaftliche Or
ganisationen und Beschwerdeverfahren in 
einem eigenen Inspektionsgremium über
prüft werden. Auch wenn die AIIB ankün
digte, von diesen Erfahrungen zu lernen, 
bleibt die Organisation noch weit hinter 
diesen institutionalisierten Standards der 
Weltbank zurück.

POLITIKBEREICHE UND INITIATIVEN DER ALLIANZ FÜR DEN MULTILATERALISMUS

Menschenrechte:
Internationale Partnerschaft

für Information 
und Demokratie

Völkerrecht/
Rechenschaftspflicht:
Humanitärer Aufruf 

zum Handeln

Abrüstung und 
Rüstungskontrolle:

11 Grundsätze zu tödlichen
autonomen Waffen

Cyberspace:
Pariser Aufruf zu Vertrauen 

und Sicherheit im Cyberspace

Globale öffentliche Güter:
COVAX

Klimaschutz: 
Gemeinsame Position zu

Klima und Sicherheit

Stärkung internationaler Institutionen

Die Initiativen der Allianz erstrecken sich bisher über folgende Politikbereiche:

Der letztgenannte Bereich, die Stärkung internationaler Institutionen, ist bisher am wenigsten 

konkretisiert. Die UN selbst sind in den vergangenen Jahren stark unter Druck geraten. Hier sind 

dringende Reformen einzelner Gremien und der Finanzierungsstrukturen nötig, um die Legitimität 

der Institution und deren Einsatzfähigkeit zu sichern. Gleichzeitig sind es aber die Mitgliedstaaten 

selbst, die Reforminitiativen blockieren und damit die eingeforderte Effektivität der UN-Organisa-

tionen untergraben.
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gesundheitsbezogenen SDGs. Die WHO 
hat ihre Kooperation mit NGOs bereits im 
Jahr 2016 im ›Rahmenwerk für die Zusam
menarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren‹ 
( FENSA) formalisiert, um deren wachsen
den Einfluss Rechnung zu tragen. Die Er
fahrung aus der globalen Klimapolitik 
verdeutlicht darüber hinaus, dass Städte, 
NGOs und nationale Gerichte wichtige Po
litikentscheidungen und Verrechtlichungs
prozesse in Gang setzen können. Besonders 
in Bereichen, in denen zwischenstaatli
che Kooperation in eine Sackgasse geraten 
ist, können diese neue Formen der Zusam
menarbeit dem Multilateralismus neuen 
Schwung geben.

MULTILATERALE KOOPERATION 
IN ZEITEN DES WACHSENDEN 
POPULISMUS 

Trotz aller Krisen scheint der Multilate
ralismus erstaunlich widerstandsfähig zu 
sein. Internationale Umfragen des ameri
kanischen Pew Research Center zeigten 
jüngst, dass die Zustimmung zu interna
tio naler Kooperation weiterhin überwiegt: 
Von über 14 000 Befragten befürworten 
81  Prozent eine gemeinsame Problemlö
sung aller Staaten im Rahmen einer globa
len Gemeinschaft, gegenüber 17 Prozent, 
die lieber unabhängig von einer globalen 
Gemeinschaft handeln würden. Eine Mehr
heit von 58 Prozent ist außerdem bereit, bei 
unterschiedlichen Interessen Kompromis
se mit anderen Ländern einzugehen, ge
genüber 40 Prozent, die darauf bestehen, 
nationale Interessen auch gegen den Wil
len anderer Staaten durchzusetzen. Selbst 

Abgesehen von regionalen Initiativen ist 
auch im UNKontext ein Streben für eine 
Stärkung des Multilateralismus erkennbar. 
Anlässlich des 75jährigen Jubiläums des 
Bestehens der Vereinten Nationen initiierte 
Generalsekretär António Guterres das Kon
zept des inklusiven und vernetzten Mul
tilateralismus unter Führung der UN, um 
aktuelle Probleme effektiver zu lösen. Da
bei müssen neue Formen gefunden werden, 
die zivilgesellschaftliche und substaatliche 
Akteure in multilaterale Kooperation ein
beziehen. Bereits vor einigen Jahren wur
de das Konzept der ›Dritten UN‹ formuliert, 
um der wachsenden Vernetzung der Orga
nisation Rechnung zu tragen. Erste vielver
sprechende Schritte zur Umsetzung dieses 
inklusiven, vernetzten Multilateralismus 
werden bei der regelmäßigen Überprü
fung der Ziele für Nachhaltige Entwick
lung (SDGs) durch das Hochrangige politi
sche Forum über nachhaltige Entwicklung 
(HLPF) im Rahmen der Agenda 2030 deut
lich. Seit dem Jahr 2021 tauschen sich bei 
den Treffen des HLPF im Rahmen des Wirt
schafts und Sozialrats (ECOSOC) Staaten, 
Zivilgesellschaft, Wirtschaft sowie andere 
UNOrganisationen und lokale Führungs
kräfte über die notwendigen Maßnahmen 
zur Erreichung der Agenda 2030 aus. 

Auch in der globalen Gesundheitspoli
tik hat sich gezeigt, dass eine strategische 
Vernetzung effektiver ist als parallel und 
überlappende Tätigkeiten verschiedener 
Institutionen. In dem im Jahr 2020 verab
schiedeten ›Globalen Aktionsplan für ein 
gesundes Leben und Wohlergehen für alle‹ 
beispielsweise arbeiten zwölf Organisa
tionen gemeinsam an der Umsetzung der 

in den USA äußert sich eine Mehrheit der 
Befragten überwiegend positiv gegenüber 
den UN, seit dem Jahr 2008 stabil mit Wer
ten zwischen 59 und 65 Prozent. Gerade die 
jüngste Krise führte jedoch vor Augen, dass 
institutionelle Veränderungen notwendig 
sind, um multilaterale Kooperation zu stär
ken und zukunftsfähig zu machen. Bisher 
ist offen, in welche Richtung es gehen wird 
und welche multilateralen Prinzipien in 
Zukunft Bestand haben werden. 

Das deutsche Bekenntnis zum Multilatera
lismus wurde in einem Grundlagendoku
ment, dem ›Weißbuch Multilateralismus‹ 
im Jahr 2021 vom Auswärtigen Amt ver
ankert. Darin betont die Bundesregierung, 
dass die komplexen Probleme in den Be
reichen Klima, Gesundheit und Sicherheit 
nicht im nationalen Alleingang gelöst wer
den können und sich deshalb ein aktives 
Engagement für den Multilateralismus für 
Deutschland lohnt. Auch zukünftige Bun
desregierungen können dabei auf eine sta
bile Unterstützung in der Bevölkerung zäh
len, denn nach Umfragen unterstützt eine 
Mehrheit ein internationales Engagement. 
Die Frage ist jedoch, wie die Unterstützung 
für multilaterale Zusammenarbeit langfris
tig sowohl innerhalb Deutschlands als auch 
in Staaten mit populistischen Regierungen 
gestärkt werden kann.

Unbestritten ist, dass institutionelle Refor
men der bestehenden multilateralen Insti
tutionen dringend notwendig sind. Einer
seits sind internationale Organisationen 
wie die Vereinten Nationen mit einem sehr 
hohen Erwartungsdruck konfrontiert, dem 
sie aufgrund institutioneller Schwächen 
im Bereich der Finanzierung und den Ent
scheidungskompetenzen ihrer Mitglied
staaten kaum gerecht werden können. An
dererseits hat die zunehmende Komplexität 
globaler Problemlagen dazu geführt, dass 
Institutionen ihre Mandate auch ohne Zu
stimmung ihrer Mitgliedstaaten ausweiten 
und dabei auch Kompetenzen überschrei
ten. Beides zusammen, die mangelnde Ef
fektivität und Legitimitätsdefizite, haben 
dazu geführt, dass multilaterale Institutio
nen stark kritisiert werden.

Diese Kritik wird von Autokratien, aber 
auch von populistischen Regierungen und 
Parteien in Demokratien, immer wieder 
instrumentalisiert. Sie konstruieren dabei 

Projektionen zu den 17 Zielen für nachhaltige  
Entwicklung (SDGs) am Amtssitz der Vereinten  
Nationen im Jahr 2015 in New York. 
Foto: UN Photo/Cia Pak
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Lebensdynamiken internationaler Organi sa-

einen Gegensatz zwischen nationalstaatli
cher Souveränität und Multilateralismus, 
indem sie behaupten, dass Souveränität 
nur durch eine Abkehr von multilateraler 
Kooperation zu stärken ist. In der neu ge
gründeten ›Gruppe der Freunde zur Vertei
digung der Charta der Vereinten Nationen‹ 
setzen sich deshalb einige dieser Staaten 
für eine Rückkehr zum klassischen, zwi
schenstaatlichen Multilateralismus ein, in 
Abgrenzung zu prinzipienbasierten, inklu
siveren Formen des Multilateralismus.

Dem populistischen Werben für nationa
le Interessen muss aktiv begegnet werden, 
um den Multilateralismus für die Zukunft 
zu stärken. Auch wenn Staaten dabei eine 
wichtige Rolle zukommt, sollten multila
terale Organisationen selbst aktiver wer
den, um für ihre Arbeit und die Institu
tionalisierung multilateraler Prinzipien 
zu werben. Der Völkerbund beispielswei
se schickte Abgesandte in einige Staaten 
und ließ hochrangige Bedienstete regel
mäßig mit Parlamentsabgeordneten, zivil
gesellschaftlichen Organisationen und an 
Universitäten für die Organisation wer
ben. Auch regelmäßige öffentliche Sitzun
gen, an denen die Presse aus verschiedenen 
Ländern teilnehmen und Entscheidungen 
direkt nachverfolgen konnte, gehörten zur 
Transparenz und Informationsstrategie 
des Völkerbunds. Einige UNOrganisatio
nen sind in den letzten Jahren in diesem 

Bereich aktiv geworden. Der Bevölkerungs
fonds der Vereinten Nationen (UNFPA) bei
spielsweise hat in mehreren Städten und 
regionalen Zentren Büros geschaffen, die 
den Mehrwert der Organisation bekann
ter machen und Falschinformationen ent
gegenwirken sollen. Langfristig ist für 
multilaterale Organisationen eine effekti
ve Öffentlichkeitsstrategie nötig, um po
pulistischen Strömungen und Desinforma
tionskampagnen in der Bevölkerung direkt 
entgegenzuwirken. Gleichzeitig können 
internationale Institutionen die Vorteile 

multilateraler Kooperation nur glaubwür
dig vertreten, wenn sie durch ihre Arbeit 
glaubhaft und effektiv den Gewinn für die 
direkt Betroffenen herausstellen. »Nieman
den zurücklassen«: Wenn dieses Verspre
chen der Agenda 2030 eingelöst wird, kön
nen die UN und ihre Partnerinstitutionen 
auch in Zukunft Multilateralismus erfolg
reich voranbringen.

Flaggen der UN-Mitgliedstaaten sowie der Vereinten 
Nationen im Gebäude des UN-Amtssitzes in New York. 
Foto: UN Photo/Rick Bajornas

tionen im Spannungsfeld von internationaler 

Autorität und nationalstaatlicher Souveränität, 
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